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Stellungnahme Bauaufsichtsamt

Sehr geehrte ,

vielen Dank für die Übersendung der Planunterlagen zu o. g. Vorhaben.

Das Bauaufsichtsamt

a erhebt gegen die Planung keine Einwände.

x erhebt gegen die Planung folgende rechtlich verbindliche Einwendungen aufgrund fachge-
setzlicher Regelungen (mit Angabe der Rechtsgrundlagen und Möglichkeiten der Überwin-
dung):

zu 7.1 .3 PKW-Erschließung und 8.1 .4 Nebenanlagen, Stellplätze und Garagen

Mit der geplanten Festsetzung einer eingeschossigen Tiefgarage urid einer Begrenzung der Un-
terbauung des Grundstückes einschl. der Forderung durchwurzelbaren Raum für Großgrün in den
Innenhöfen zu schaffen, ist schon erkennbar, dass nicht alle notwendigen Stellplätze der geplan-
ten Gebäude in den Tiefgaragen auf den Baugrundstücken untergebracht werden können. Oberir-
dische Stellplätze werden ausgeschlossen.
Es wird davon ausgegangen, dass das Defizit anStellplätzen in nicht ausgelasteten Tiefgaragen
der Umgebung untergebracht werden kann.

Diese Planung, die Grundstücke so hoch auszunutzen, dass die notwendigen Stellplätze nach der
aktuellen StGaFaS unter Berücksichtigung aller möglichen Abminderungen nicht untergebracht
werden können, wird vom Bauaufsichtsamt nicht mitgetragen.

Begründung:
Werden notwendige Stellplätze auf einem fremden Grundstück nachgewiesen, müssen diese auf
dem fremden Grundstück rechtlich gemäß § 2 (12) SächsBO gesichert werden, siehe § 2 (1)
StGaFaS.

Sollten umliegende (Tief-)Garagen nicht ausgelastet sein, heißt das noch nicht, dass es freie für
Dritte zu sichernde Stellplätze gibt. Dies ist nur dann möglich, wenn in diesen (Tief-)Garagen (in
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zumutbarer Entfernung) mehr Stellplätze geschaffen wurden, als für das eigene Vorhaben not-
wendige Stellplätze nachzuweisen waren und auch nicht schon rechtliche Sicherungen für Dritte
vorliegen.
Solche (Tief-)Garagen sind uns nicht bekannt und müssten erst einmal nachgewiesen werden.

Hinzu kommt, dass die Überriahme einer rechtlichen Sicherung für fremde Stellplätze eine freiwil-
lige Verpflichtung des jeweiligen Grundstückeigentümers ist. D.h. auf den Bauwilligen im B-Plan-
gebiet kommen unkalkulierbare Schwierigkeiten beim Nachweis der Stellplätze zu, für deren Lö-
sung er vom Willen Dritter abhängig ist, von nicht planbaren Kosten ganz abgesehen.

Hinweis: Für die großflächige Neubebauung ist nicht erkennbar, dass es Gründe geben könnte,
eine Ablösung von Stellplätzen (in Größenordnung) zu gestatten.

Bei o. g. Herangehensweise zur Planung der Unterbringung des ruhenden Verkehrs sind Prob-
leme für den Bau!terrn bei der Genehmigungsfähigkeit der späteren Bauanträge vorprogrammiert.

X gibt folgende sonstige fach!iche Inforr'nationen und Empfehlungen aus der eigenen Zuständig-
keit zu dem o. g. Plan (gegliedert nach Sachkomplexen, jeweils mit Begründung und ggf.
Rechtsgrundlage)

Abstandsflächen
In den spitzwinkligen Eckein der Gebäudeblöcke wird es zu Überdeckungen von Abstandsflächen
kommen. In Abtföngigkeit von der genauen Geometrie kann es erforderlich werden, in den Bauge-
nehmigungsverfahren im Rahmen von Abweichungsentscheidungen das Schutzziel, die ausrei-
chende Belichtung, nachzuweisen.
Mangels Maßangaben konnte nicht geprüft werden, ob es zwischen den Gebäudeblöcken (Anger)
zu Überlagerungen der Abstandsflächen kommen könnte. Diese sind auszuschließen. Mit der Äb-
standsflächentiefe von (nur) 0,4 H ist bei der Neuplanung an der vorgesehenen Stelle für diesen
Sachverhalt kein Raum für eine Abweichungsentscheidung von Abstandsflächenvorschriften.

Allgemeines
Im Text zur Begründung sind noch einige kleine Rechtschreibfehler.
Die Beschriftung der Pläne sollte geprüft werden. Im Lageplan sind nicht alles Firsthöhen wo
,,First" dran steht.

Ü gibt folgende Informationen für die Ermittlung und Bewertung des Abwägungsmaterials:

[] Die Beh5rde bittet um die Zusendung detaillierter Planunterlagen

da sonst eine Bearbeitung nicht erfolgen kann.

Mit freundlichen Grüßen

Sachgebietsleiterin




